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Voraussetzungen für die Teilnahme am freiwilligen Rücknahmesystem 

gemäß § 26 KrWG der REMONDIS Medison GmbH 

 

 

Was sind die Vorteile an der Teilnahme des freiwilligen Rücknahmesystems? 

Durch die Teilnahme am freiwilligen Rücknahmesystem der REMONDIS Medison GmbH werden Abfall Erzeuger, Besitzer, 

Beförderer und Entsorger von der Nachweispflicht nach § 50 Abs. 1 KrWG befreit.  

 

Welche Abfälle kann ich über das freiwillige Rücknahmesystem der REMONDIS Medison zurücknehmen? 

Produkte die von der REMONDIS Medison GmbH hergestellt und vertrieben werden können nach Gebrauch über dieses 

Rücknahmesystem zurückgenommen werden.    

 

Folgende Abfallschlüsselnummern sind zugelassen 

07 01 04* andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen  

07 02 04* andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen  

07 03 04* andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen  

07 04 04* andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen  

07 05 04* andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen  

07 06 04* andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen  

07 07 04* andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen  

08 01 11* Farb- und Lackabfälle, die organische Lösemittel oder andere gefährliche Stoffe enthalten 

13 08 02* andere Emulsionen 

14 06 03* andere Lösemittel und Lösemittelgemische 

 

Durch wen wird die Abholung der Abfälle im Rahmen des freiwilligen Rücknahmesystems sichergestellt? 

Mit MIXX-TOUR als starkem Logistikpartner werden Ihre Abfälle gesetzeskonform befördert. Für die Erstellung von 

Beförderungspapieren gemäß diesem Rücknahmesystem wird Sorge getragen.  

 

Was muss ich bei der Teilnahme am Rücknahmesystem beachten? 
- Die Freistellung umfasst den direkten Rücknahmeweg der Abfälle vom Abfallerzeuger bis zur Annahme in einer der im 

Freistellungsbescheid eingetragenen Entsorgungsanlagen.  

 
- Die Übernahme der Abfälle ist durch einen Übernahmeschein entsprechend § 12 Abs. 2 bis 4 NachwV oder einen die 

Angaben des Übernahmescheins beinhaltenden Praxisbeleg (z.B. Lieferschein) zu quittieren. 

 
- Auf dem Übernahme- Lieferschein ist die Entsorgungsanlage und der Hinweis auf die freiwillige Rücknahme mit der 

Kennnummer des Freistellungsbescheids und Namen sowie die Adresse mit der Behördlichen Nummer des Herstellers / 

Vertreibers anzugeben. 

 
- Sofern das tatsächliche Gewicht des Abfalls bei der Übernahme nicht bekannt ist, muss das geschätzte Gewicht des 

Abfalls auf dem Übernahme- Leistungsschein angegeben werden. 

 
- Die an der Rücknahme beteiligten Personen (Abfallerzeuger/-besitzer, Hersteller/Vertreiber, Sammler/Beförderer) haben 

jeweils eine Ausfertigung des Übernahme- Lieferscheins in ihr Register abzulegen gem. § 24 Abs. 6 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 7 Satz 1 und 2, § 25 Abs. 1 NachwV. Die Belege sind 3 Jahre aufzubewahren § 25 Abs. 1 Satz 1 NachwV.  

 
- Es ist sicherzustellen, dass eine Kopie dieses Freistellungsbescheids während der Beförderung der zurückgenommenen 

Abfälle mitgeführt und auf Verlangen, den zur Überwachung und Kontrolle Befugten vorgelegt werden kann.   

https://www.mixx-tour.de/


 

 
 
 

REMONDIS Medison GmbH // Brunnenstr. 138 // 44536 Lünen // Deutschland // T +49 2306 106-199 // F +49 2306 106-363 // info@remondis-medison.de 

remondis-medison.de // Amtsgericht Dortmund, HRB 17334 // USt.-IdNr.: DE 811776695 // Geschäftsführer: Ulrich Hankeln, Violetta Maniszewski, Georg Rethmann 

Seite 2 von 5 

 
- Der Abfallsammler/-beförderer hat die Anzeigepflicht gemäß § 53 KrWG zu erfüllen, eine Kopie der Anzeige muss bei 

der Beförderung mitgeführt werden. Eine Pflicht zur Einholung einer Erlaubnis zum Einsammeln und Befördern von 

Abfällen bedarf es nicht, unberührt bleibt jedoch die Anzeigepflicht. 

 
- Die Freistellung entbindet nicht von der Registerpflicht gem. § 49 KrWG in Verbindung mit §§ 23 bis 25 NachwV.  

 
- Eine Freistellung der Kennzeichnungspflicht („A-Schild“) entfällt, wenn die Abfälle von beauftragten dritte und nicht durch 

die REMONDIS Medison GmbH befördert werden § 55 KrWG.  

 
- Länderspezifische Regelungen zu gesetzlichen Andienungs- und Überlassungspflichten für gefährliche Abfälle bleiben 

unberührt. 

 

§ 49 KrWG Registerpflichten 

(1) Die Betreiber von Anlagen oder Unternehmen, die Abfälle in einem Verfahren nach Anlage 1 oder Anlage 2 

entsorgen (Entsorger von Abfällen), haben ein Register zu führen, in dem hinsichtlich der Vorgänge nach Anlage 1 

oder Anlage 2 folgende Angaben verzeichnet sind:  
 

1. die Menge, die Art und der Ursprung sowie 

2. die Bestimmung, die Häufigkeit der Sammlung, die Beförderungsart sowie die Art der Verwertung oder Beseitigung, 

einschließlich der Vorbereitung vor der Verwertung oder Beseitigung, soweit diese Angaben zur Gewährleistung einer 

ordnungsgemäßen Abfallbewirtschaftung von Bedeutung sind. 

 

(2) Entsorger, die Abfälle behandeln oder lagern, haben die nach Absatz 1 erforderlichen Angaben, insbesondere die 

Bestimmung der behandelten oder gelagerten Abfälle, auch für die weitere Entsorgung zu verzeichnen, soweit dies 

erforderlich ist, um auf Grund der Zweckbestimmung der Abfallentsorgungsanlage eine ordnungsgemäße Entsorgung 

zu gewährleisten. Satz 1 gilt entsprechend für die weitere Verwendung von Erzeugnissen, Materialien und Stoffen, 

die aus der Vorbereitung zur Wiederverwendung, aus dem Recycling oder einem sonstigen Verwertungsverfahren 

hervorgegangen sind. Entsorger nach Satz 1 werden durch Rechtsverordnung nach § 52 Absatz 1 Satz 1 bestimmt.  
 

(3) Die Pflicht nach Absatz 1, ein Register zu führen, gilt auch für die Erzeuger, Besitzer, Sammler, Beförderer, Händler 

und Makler von gefährlichen Abfällen.  
 

 

(4) Auf Verlangen der zuständigen Behörde sind die Register vorzulegen oder Angaben aus diesen Registern 

mitzuteilen. 
 

(5) In ein Register eingetragene Angaben oder eingestellte Belege über gefährliche Abfälle haben die Erzeuger, 

Besitzer, Händler, Makler und Entsorger von Abfällen mindestens drei Jahre, die Beförderer von Abfällen mindestens 

zwölf Monate jeweils ab dem Zeitpunkt der Eintragung oder Einstellung in das Register gerechnet aufzubewahren, 

soweit eine Rechtsverordnung nach § 52 keine längere Frist vorschreibt.  

 

(6) Die Registerpflichten nach den Absätzen 1 bis 3 gelten nicht für private Haushaltungen. 

 

§ 50 Abs. 1 KrWG Nachweispflichten 
(1) Die Erzeuger, Besitzer, Sammler, beförderer und Entsorger von gefährlichen Abfällen sowohl der zuständigen Behörde 

gegenüber als auch untereinander die ordnungsgemäße Entsorgung gefährlicher Abfälle nachzuweisen. Der Nachweis 
wird geführt  
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1. vor Beginn der Entsorgung in Form einer Erklärung des Erzeugers, Besitzers, Sammlers oder Beförderers von Abfällen 

zur vorgesehenen Entsorgung, einer Annahmeerklärung des Abfallentsorgers sowie der Bestätigung der Zulässigkeit der 
vorgesehenen Entsorgung durch die zuständige Behörde und 

2. über die durchgeführte Entsorgung oder Teilabschnitte der Entsorgung in Form von Erklärungen der nach Satz 1 
Verpflichteten über den Verbleib der entsorgten Abfälle.  

 

§ 53 KrWG Sammler, Beförderer, Händler und Makler von Abfällen  

(1) Sammler, Beförderer, Händler und Makler von Abfällen haben die Tätigkeit ihres Betriebes vor Aufnahme der 

Tätigkeit der zuständigen Behörde anzuzeigen, es sei denn, der Betrieb verfügt über eine Erlaubnis nach § 54 Absatz 

1. Die zuständige Behörde bestätigt dem Anzeigenden unverzüglich schriftlich den Eingang der Anzeige. Zuständig 

ist die Behörde des Landes, in dem der Anzeigende seinen Hauptsitz hat.  
 

(2) Der Inhaber eines Betriebes im Sinne des Absatzes 1 sowie die für die Leitung und Beaufsichtigung des Betriebes 

verantwortlichen Personen müssen zuverlässig sein. Der Inhaber, soweit er für die Leitung des Betriebes 

verantwortlich ist, die für die Leitung und Beaufsichtigung des Betriebes verantwortlichen Personen und das sonstige 

Personal müssen über die für ihre Tätigkeit notwendige Fach- und Sachkunde verfügen.  

 

(3) Die zuständige Behörde kann die angezeigte Tätigkeit von Bedingungen abhängig machen, sie zeitlich befristen oder 

Auflagen für sie vorsehen, soweit dies zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit erforderlich ist. Sie kann Unterlagen 

über den Nachweis der Zuverlässigkeit und der Fach- und Sachkunde vom Anzeigenden verlangen. Sie hat die 

angezeigte Tätigkeit zu untersagen, wenn Tatsachen bekannt sind, aus denen sich Bedenken gegen die 

Zuverlässigkeit des Inhabers oder der für die Leitung und Beaufsichtigung des Betriebes verantwortlichen Personen 

ergeben, oder wenn die erforderliche Fach- oder Sachkunde nach Absatz 2 Satz 2 nicht nachgewiesen wurde. 

 

(4) Nachweise aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum über die Erfüllung der Anforderungen nach Absatz 2 stehen 

inländischen Nachweisen gleich, wenn aus ihnen hervorgeht, dass die betreffenden Anforderungen oder die auf 

Grund ihrer Zielsetzung im Wesentlichen vergleichbaren Anforderungen des Ausstellungsstaates erfüllt sind. 

Gleichwertige Nachweise nach Satz 1 sind auf Verlangen der zuständigen Behörde im Original oder in Kopie 

vorzulegen. Eine Beglaubigung der Kopie sowie eine beglaubigte deutsche Übersetzung können verlangt werden.  
 

(5) Hinsichtlich der Überprüfung der erforderlichen Fach- und Sachkunde nach Absatz 2 Satz 2 eines Anzeigenden aus 

einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum gilt § 36a Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und 4 Satz 4 der Gewerbeordnung entsprechend; 

bei vorübergehender und nur gelegentlicher Tätigkeit eines in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 

oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum niedergelassenen 

Dienstleistungserbringers gilt hinsichtlich der erforderlichen Fach- und Sachkunde § 13a Absatz 2 Satz 2 bis 5 und 

Absatz 3 der Gewerbeordnung entsprechend. 

 

(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise (§ 68) durch Rechtsverordnung mit 

Zustimmung des Bundesrates für die Anzeige und Tätigkeit der Sammler, Beförderer, Händler und Makler von 

Abfällen, für Sammler und Beförderer von Abfällen insbesondere unter Berücksichtigung der Besonderheiten der 

jeweiligen Verkehrsträger, Verkehrswege oder der jeweiligen Beförderungsart,  

 

1. Vorschriften zu erlassen über die Form, den Inhalt und das Verfahren zur Erstattung der Anzeige, über 

Anforderungen an die Zuverlässigkeit, die Fach- und Sachkunde und deren Nachweis, Ein Service des 
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2. anzuordnen, dass das Verfahren zur Erstattung der Anzeige elektronisch zu führen ist und Dokumente in 

elektronischer Form gemäß § 3a Absatz 2 Satz 2 und 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vorzulegen sind,  

 

3. bestimmte Tätigkeiten von der Anzeigepflicht nach Absatz 1 auszunehmen, soweit eine Anzeige aus Gründen des 

Wohls der Allgemeinheit nicht erforderlich ist,  

 

4. Anforderungen an die Anzeigepflichtigen und deren Tätigkeit zu bestimmen, die sich aus Rechtsvorschriften der 

Europäischen Union ergeben, sowie  

 

5. anzuordnen, dass bei der Beförderung von Abfällen geeignete Unterlagen zum Zweck der Überwachung mitzuführen 

sind. 

 

§ 55 KrWG Kennzeichnung der Fahrzeuge  

(1) Sammler und Beförderer haben Fahrzeuge, mit denen sie Abfälle in Ausübung ihrer Tätigkeit auf öffentlichen Straßen 

befördern, vor Antritt der Fahrt mit zwei rückstrahlenden weißen Warntafeln gemäß Satz 3 zu versehen (A-Schilder). 

Satz 1 gilt nicht für Sammler und Beförderer, die im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmen Abfälle sammeln oder 

befördern. Hinsichtlich der Anforderungen an die Kennzeichnung der Fahrzeuge gilt § 10 des 

Abfallverbringungsgesetzes vom 19. Juli 2007 (BGBl. I S. 1462) in der jeweils geltenden Fassung entsprechend. 
 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, in einer Rechtsverordnung nach § 53 Absatz 6 oder § 54 Absatz 7 Ausnahmen 

von der Kennzeichnungspflicht nach Absatz 1 Satz 1 vorzusehen. 

 

(3) Rechtsvorschriften, die aus Gründen der Sicherheit im Zusammenhang mit der Beförderung gefährlicher Güter 

erlassen sind, bleiben unberührt. 

 

§ 12 Abs. 2 bis 4 NachwV Übernahmeschein bei Sammelentsorgung 

(2) Der Übernahmeschein besteht aus zwei Ausfertigungen. Davon sind 1.   die Ausfertigung 1 als Beleg für das Register 

des Abfallerzeugers, 2.   die Ausfertigung 2 als Beleg für das Register des Einsammlers Ein Service des 

Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz sowie des Bundesamts für Justiz ‒ www.gesetze-im-

internet.de - Seite 9 von 22 - bestimmt. 
 

(3) Der Abfallerzeuger sowie der Einsammler haben die Übernahmescheine nach Maßgabe der für ihn bestimmten 

Aufdrucke auf den Ausfertigungen spätestens bei Übernahme der Abfälle durch den Einsammler auszufüllen. Liegt ein 

Sammelentsorgungsnachweis für die Entsorgung von Altölen oder Althölzern mit mehr als einem Abfallschlüssel vor, 

haben der Einsammler und der Abfallerzeuger im Abfallschlüsselfeld des Übernahmescheins den prägenden 

Abfallschlüssel einzutragen und im Mehrzweckfeld "Frei für Vermerke" die Abfallschlüssel der tatsächlich auf der 

Grundlage dieses Übernahmescheins übernommenen Abfälle. 
 

(4) Bei der Übernahme der Abfälle übergibt der Einsammler dem Abfallerzeuger die Ausfertigung 1 des Übernahmescheins 

als Beleg für dessen Register. Die Ausfertigung 2 hat der Einsammler während des Beförderungsvorganges mitzuführen, 

auf Verlangen den zur Überwachung und Kontrolle Befugten vorzulegen und nach Übergabe der Abfälle an den 

Abfallentsorger zusammen mit den Ausfertigungen 4 des Begleitscheins in sein Register einzustellen. § 11 Abs. 5 findet 

entsprechende Anwendung. 
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§ 23 NachwV Kreis der Registerpflichtigen 

Zur Führung von Registern nach den Bestimmungen dieses Teils verpflichtet sind Erzeuger, Einsammler, Beförderer, 

Händler, Makler und Entsorger von Abfällen, soweit eine Pflicht zur Führung von Registern nach  

 

1.   § 49 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes oder  

2.   § 51 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes auf Anordnung der zuständigen Behörde besteht. 

 

§ 24 Abs. 6 Satz 1 und 2 sowie Abs. 7 Satz 1 und 2 Führung der Register 

(6) Abfallerzeuger, die zur Führung von Nachweisen nicht verpflichtet sind, registrieren jede Abgabe von Abfällen, indem sie 

für jede Abfallart und jede Anfallstelle des Abfalls ein eigenes Verzeichnis erstellen, in welchem sie 

 
1. als Überschrift den Abfallschlüssel dieser Abfallart laut Abfallverzeichnis-Verordnung, den Firmennamen und die   

Anschrift, die Bezeichnung und Anschrift der Anfallstelle des Abfalls und (soweit vorhanden) die Erzeugernummer 
angeben und  

2. unterhalb dieser Angaben fortlaufend für jede abgegebene Abfallcharge spätestens zehn Kalendertage nach ihrer 
Abgabe ihre Menge, das Datum ihrer Abgabe und die die Abfallcharge übernehmende Person angeben und diese 
Angaben unterschreiben. 

 

(7) Abfallbeförderer, die zur Führung von Nachweisen nicht verpflichtet sind, registrieren jede Beförderung von Abfällen, 

indem sie für jede Abfallart ein eigenes Verzeichnis erstellen, in welchem sie  

 
1. als Überschrift den Abfallschlüssel dieser Abfallart laut Abfallverzeichnis-Verordnung, den Firmennamen und die 

Anschrift und (soweit vorhanden) die Beförderernummer angeben und  
2. unterhalb dieser Angaben fortlaufend spätestens zehn Kalendertage nach Abschluss der Beförderung für jede 

übergebene Abfallcharge ihre Menge und das Datum ihrer Übergabe angeben und diese Angaben unterschreiben. 
 

§ 25 Abs. 1 NachwV Dauer der Registrierung, elektronische Registerführung 

(1) Die zur Einrichtung und Führung der Register Verpflichteten haben die nach § 24 Abs. 2 bis 4, Abs. 5 Satz 1, Abs. 6 oder 

7 in die Register einzustellenden Belege oder Angaben drei Jahre, jeweils vom Datum ihrer Einstellung in das Register 

angerechnet, in dem Register aufzubewahren oder zu belassen. Der Zulassungsbescheid für die 

Abfallentsorgungsanlage kann eine längere Dauer bestimmen als nach Satz 1 vorgesehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


